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Ein Angriff auf unsere Fähigkeit, Geschichten zu erzählen, ist nicht nur Zensur  
– es ist ein Verbrechen gegen unsere Natur als menschliche Wesen. 
(Salman Rushdie) 
 
 
Dieser Beitrag soll helfen, oft beobachtete Unsicherheiten mit einer politischen Einordnung 
von "RECHTS" und "LINKS" abzubauen und Methoden der Einflussnahme auf den politischen 
Diskurs aufzudecken. Dies kann durchaus den Charakter einer strukturell angelegten Zensur 
annehmen. 
 
 
Die Nagelprobe für den Wert der grundrecht-
lich verbrieften freien Meinungsäußerung ist 
die Möglichkeit auf verschiedenen Wegen 
die "andere Meinung" zu sagen, zu hören 
und zu publizieren. Die "andere Meinung" 
wird jedoch mit alten oder neu eingeführten 
politischen Kampfbegriffen auf bloße dis-
keditierende Etiketten reduziert, und das er-
stickt die in einer Demokratie notwendige 
Pluralität. Bei der Einordnung und Bewer-
tung von politischen Aktivitäten, insbeson-
dere dann, wenn sie eine andere Denkweise 
repräsentieren, ist allzu oft allgemeine Unsi-
cherheit zu erkennen. 
 
Wo hört freie Meinungsäußerung auf und 
wo beginnt „radikal oder extrem?  
 
Wann sind Einstellungen am äußersten 
Rand der mutmaßlichen Mitte noch von un-
serer politischen Verfassung gedeckt und 
wann nicht mehr? Sind es alleine Gruppie-
rungen oder politische Parteien, die den so-
genannten „Rechten“ zugeordnet werden? 
Kommen wir den Gefährdern der Demokra-
tie, unserer Grundwerte, der sozialen, öko-
nomischen und politischen Ordnung mit ei-
ner solchen Einordnung überhaupt näher?  
 
Zu beobachten sind immer wieder einseiti-
ge, vorschnelle und pauschale Etikettierun-
gen von bestimmten Haltungen oder Einstel-
lungen, um andere zu diskreditieren, nur weil 
eine andere Meinung nicht in das eigene 
Denkschema oder zur Regierungslinie passt. 

Klassische Beispiele dafür sind die Verwen-
dung von politischen Kampfbegriffen und 
Totschlagsargumenten wie bspw. der in-
haltsleere Begriff „Populismus“ oder der all-
zu schnelle Fingerzeig in Richtung der rech-
ten Ecke, wobei die politische Einordnung 
"Rechts", mittlerweile ein Stigma zu sein 
scheint. 
 
Das Etikett "Rechts" ist in Deutschland von 
den Leitmedien mit einer sehr negative Prä-
gung versehen, das somit eine  Assoziation 
mit wirklich bösen Dingen hervorruft.  na-
mentlich mit nationalsozialistische Ideologie 
und Gewalt. Das wird begrifflich mit vagen 
und schillernden Begriffen wie "rechts" und 
"rechtsextrem" durch Sprache und Bilder 
verknüpft und "RECHT 
 
S" damit durchgehend in ein schlechtes 
Licht gestellt, auch solche, die sich traditio-
nell als rechts bezeichnen. Damit ist die Tür 
offen gezielt vage Vorwürfe zu platzieren.  
Die Bezeichnung "rechtsextrem" genügt. 
Oder: "In der Zeitung X ein Interview gege-
ben, und diese Zeitung wird im Verfas-
sungsschutzbericht. Oder: "Gegen X wurden 
Vorwürfe erhoben, ……. Vage Vorwürfe sind 
wirksamer als konkrete, denn konkrete Vor-
würfe ließen sich entkräften. Dafür sorgen 
die Leitmedien, die "RECHTS" mit penetrie-
rend negative Assoziationen verbinden und 
diese penetrierend wiederholen. Das wird ir-
gendwann zu einer Wahrheit, und Wahrhei-
ten machen für den Konsumenten das Le-
ben bequemer, denn Wahrheit muss nicht 
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mehr hinterfragt oder jemals ernsthaft dis-
kutiert werden. Es genügt die Parole. Ein 
Ringen um Argumente? – eben dann Fehl-
anzeige. 
 
Im politischen Diskurs etabliert, hat sich eine 
ständige, begriffliche Vermengung von Din-
gen, die bei genauer Betrachtung nicht zu-
sammengehören, und deshalb sollten diese 
Dinge differenziert behandelt werden, z.B.  
 

• Migration/Einwanderung und Asyl,  

• Grenzsicherung und Abschottung,  

• Okkultismus und Esoterik,  

• Protektionismus und Nationales Inte-

resse,  

• bloße Ablehnung/kritische Äußerun-

gen versus Feindlichkeit,  

• Institutionenkritik an der EU und Eu-

ropagegnerschaft,  

• Nationalismus und Heimatliebe,  

• …… usw.  

 
Eine Kostprobe davon bilden als ausländer-
feindlich apostrophierte Klischees, sobald 
sich jemand gegen Überfremdung im eige-
nen Land ausspricht. Solche Aussagen wer-
den schneller wie ausgesprochen als "feind-
lich" etikettiert. Doch es gibt im Land genug 
Menschen, die ihre Nachbarn nicht mögen, 
auch ohne Migrationshintergrund. Aber wer 
käme bei Nachbarn ohne einen Migrations-
hintergrund auf die Idee, einen Zustand als 
feindlich zu bezeichnen, nur wenn der eine 
den anderen nicht so recht mag? Es ist auch 
denkbar, einerseits gegen die Einwande-
rungspolitik und gegen die bedingungslose 
Öffnung der Staatsgrenzen zu protestieren 
und gleichzeitig Flüchtlinge im eigenen 
Haus aufzunehmen. Oder kann Kritik an der 
israelischen Regierungspolitik im gleichen 
Atemzug mit Antisemitismus gleichgesetzt 
werden?  
 
Als Verschwörer gelten Personen oder 
Gruppen, die im Geheimen vermeintlich bö-
se Absichten verfolgen. Im eigenen Land 
sind Verschwörungstheoretiker dann dieje-
nigen, die ganz offen und praktisch inakzep-
table politische Zustände aufdecken und 
andere solche Zustände öffentlich anpran-

gern. Verschwörungstheoretiker und 
"RECHTE" sind nun, wenn es nach Regie-
rungsmeinung oder Leitmedien geht, nun 
ebenfalls in einen Topf geraten. Die öffent-
lich Meinung produzieren die Akteure mit 
Diskurshoheit. Aber wer in der Mensch-
heitsgeschichte kann auf der Makroebene 
ein Zeitfenster ohne politische Verschwö-
rung nennen oder ohne das Geschwister-
chen der Verschwörung auf der Mikroebene 
der Gesellschaft ein Zeitfenster ohne Intri-
ge?  
 
Es wird von Leitmedien und Regierung an-
geprangert, dass die "Neue Rechte" sich 
Strategien bedient, um Diskurshoheit zu er-
langen. Aber Jeder der Gehör für die eigene 
Meinung oder für die eigene politische Über-
zeugung finden möchte –egal welcher Cou-
leur– , ist geradezu gezwungen, Öffentlich-
keit herzustellen. Jeder denkt sich dabei 
seine eigene Strategie aus. Aus der Natur 
der Sache muss zwangsläufig der Versuch 
folgen, mit eigenen Möglichkeiten und 
Reichweite gesellschaftlichen Einfluss zu 
gewinnen, am besten Diskurshoheit. Die 
Frage ist, mit welchen Mitteln das geschieht. 
Wer macht es u.a. wie  bspw. die ehemalige 
deutsche Bundeskanzlerin, die Steuergelder 
für Experten verwendet, die sich bestens auf 
sogenanntes „Nudging“ verstehen? Bei dem 
sogenannten "Nudging" geht es um die prak-
tische Anwendung von subtilsten Manipula-
tionstechniken.  
 
Wieso eigentlich wird der real existierende 
marktradikale Konstitutionalismus (Gover-
nance dominiert Government) nicht etwa als 
„liberaler Populismus“ etikettiert, der 
schrankenloses Wirtschaften für Konzerne 
und ungebremstes Wachstum „auf Teufel 
komm raus“ als alternativlose Wahrheit und 
Lösung aller Gerechtigkeitsfragen propa-
giert und noch schlimmer, solche Strategien 

mit Umwelt- und Klimaschutz bemänteln?1 
Pathetisch wird von der politischen Mitte auf 
das Erstarken des rechten Spektrums auf-

 
1
 vgl. die sog. "Sustainable Development Goals" 

(SGD) der Vereinten Nationen (Agenda 2030),  
als Nachhaltigkeitsziele etikettiert, die zugleich vor-
wiegend Wirtschafts-Wachstumsziele verfolgen, 
also zum großen Teil ("Green-Washing"). 

https://de.wikipedia.org/wiki/Rechtsextremismus_und_Esoterik
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merksam gemacht. Wenn es hier nicht nur 
darum geht, strategisch ein Feindbild zu 
schaffen, ist an dieser Stelle ist zu fragen, 
weshalb diese sogenannten "Rechten" euro-
paweit überhaupt so stark werden konnten 
oder womöglich noch stärker werden? 
 
Hier nützt nicht etwa der Fingerzeig auf die 
als "RECHTS" Bezeichneten, wer auch immer 
das sein mag, sondern auf diejenigen, die 
sich in der politischen Mitte für die Guten 
halten. Die Mischung aus Definitionshoheit, 
Wahrheitsanspruch, Alternativlosigkeit und 
starken, totalitären Tendenzen der politi-
schen Mitte, bildet der Resonanzboden nicht 
nur für sogenannte wirklich extrem „Rechte“, 
sondern dann tatsächlich auch den Nährbo-
den für die Ausbreitung ungewöhnlicher bis 
hin zu extremen, sonstigen Reaktionen. Ver-
antwortlich hierfür sind allein Politiker der 
sogenannten politischen Mitte, die immer 
noch dabei zusehen, wie das gesellschaftli-
che System und der ganze Planet ökolo-
gisch und das Soziale weltweit kollabiert. 
Und die politische Mitte ist es, die diese 
Entwicklung sogar noch befeuert. Kritik hält 
sich die politische Mitte in Deutschland - 
strategisch durchdacht- am bestem vom 
Hals, indem die eigenen, wahrlich "rechts-
extremen" Machenschaften, über die Leit-
medien durch penetrierende Projektions-
sprache auf andere umgelenkt werden, und 
das leider mit durchschlagendem Erfolg bei 
einer Mehrheit, die bequemlichkeitsverblen-
det aus ihrer Komfortzone nicht mehr her-
auskommt, vor allem nicht beim Reflektieren 
dessen, was als Erzählungen tagtäglich auf 
sie hereinprasselt. 
 
Das diffamierend als "RECHTS" bezeichnete 
politische Spektrum deckt realiter ein sehr 
breites Spektrum von Themenfeldern ab, 
von 
 

• Ethnopluralismus 

• Geschichtsrevisionismus,  

• Leugnung des Holocaust,  

• Okkultismus bis Esoterik,  

• Wertschätzung von Volk und Vater-

land (Heimat) 

• Einwanderung/Migration/Asyl,  

• Eliten- bis zur allgemeinen und be-

sonderen System- und Medienkritik 

• Freiheit, Gerechtigkeit 

• innerer und äußerer Frieden 

• Soziales 

• Ökologie 

• Freie Medien 

• ……etc..  

 
Dieses insgesamt breite Feld von Themen 
wird häufig und beliebig in einem einzigen 
Topf gerührt, sobald aus diesem breiten 
Spektrum auch nur ein Thema berührt ist. 
Eine andere Methode die "andere Meinung" 
zu diskreditieren, um sie auf diese Art und 
Weise zu ersticken, wird angewandt, bspw. 
Menschen einer Demonstration mit zehn-
tausenden Teilnehmern, in ihrer Gesamtheit 
als NAZIS zu bezeichnen, nur weil dies auf 
Einzelne oder eine verschwindende Minder-
heit in dieser Menschenmenge das tatsäch-
lich oder nur möglicherweise zutreffen 
könnte. Das kann aber auch so laufen, wie 
es die ehemalige Bundesministerin für Er-
nährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, 
im Januar 2019 bei einer Demo anlässlich 
der „Grünen Woche“ in Berlin gemacht hat: 
„Die brauchen ja auch ihren Spaß“. 
 
Klar wird die Sachlage erst dort, wo sich Ak-
tivitäten, von wem auch immer, offen und 
konkret gegen fundamentale Prinzipien des 
demokratischen Verfassungsstaates richten 
und sich Akteure damit eindeutig als Gegner 
der Demokratie qualifizieren. ‚RECHTS‘  oder 
'LINKS' – Etikettierungen sind schlicht eine 
Frage der eigenen Perspektive bzw. eigenen 
Standorts.  
 
Was bedeutet nun die Links-Rechts-
Einteilung? 
 

Relativ klar ist, dass "Links" als eine sozialis-
tische Prägung verstanden wird, aber 
"Rechts" eher mit konservativ und vielleicht 
sogar wertkonservativ einhergeht.  
 
Seit der Massenkritik an den staatlichen 
Übergriffen im Zuge der Corona-
Maßnahmen wird befeuert von den Leit-
medien unter dem Etikett "RECHTS" jegliche 
Regierungs- und Systemkritik subsumiert. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Rechtsextremismus_und_Esoterik
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Und dennoch gibt es kein von dort ausge-
hendes Spektrum, an dessen anderem Ende 
eine Position wäre, die man halbwegs in-
formativ ‚RECHTS‘  oder ‚LINKS' etikettieren 
könnte. Die isolierte Fokussierung auf ein 
Kriterium, eine vage Assoziation, wie etwa 
die Wertschätzung von Volk und Vaterland 
mit "rechts" ergibt noch lange keine klare 
Bedeutung. Zumal vor einigen Jahrzehnten 
auch die Sozialdemokraten in Deutschland 
Volk und Vaterland noch hochhielten. Auch 
hielt die SPD zu jener Zeit, vor der Übernah-
me durch die 1968er, noch den Wert der 
Familie hoch und forderte, dass die Gehälter 
so hoch sein müssten, dass ein Gehalt für 
die Ernährung einer Familie ausreiche. Der 
Hauptgrund dafür, die SPD als weit "links" 
abgesetzt von der CDU zu bezeichnen, war 
wohl, dass die SPD mehr staatliche Wohl-
fahrt und weniger wirtschaftliche Freiheit 
wollte. Die Links-Rechts-Klassifizierung 
nimmt mal das eine, mal das andere Merk-
mal als Kriterium. Und im Extrem soll so-
wohl "links" als auch "rechts" irgendwie 
schlecht sein. Wer zu weit 'LINKS' steht, 
zündet Autos an, und wer zu weit ‚RECHTS‘ 
steht, verprügelt Ausländer?  
 
Wie man in der Logik aus einem Wider-
spruch jeden Satz ableiten kann, so kann 
man mit dem "Links-Rechts"-Schema beina-
he jede Verwirrung erzeugen. Wer Verwir-
rung schaffen will oder Propaganda betrei-
ben will, der zieht beispielsweise in den 
"Kampf gegen RECHTS". Als Begleiterschei-
nung klopfen sich dann solche Kämpfer, die 
sich selbstredend zu den "Guten" zählen, 
selbstzufrieden gegenseitig auf die Schul-
tern. Geht es dabei in Wirklichkeit um einen 
Kampf gegen ‚RECHTS‘ oder um den Kampf 
gegen die "andere Meinung"? 
 
Wer solche Positionen klar einteilen möchte, 
ist bei dem Versuch einer einschlägigen 
Einordnung in ein politisches Spektrum bes-
ser bedient, sich am konkreten Werteprofil 
oder an der Frage: zu orientieren: Wieviel 
oder wie wenig Staat soll es sein?" Eine sol-
che Orientierung bietet die Chance, einen 
Dialog nicht nur zu ermöglichen, sondern ein 
Gespräch sogar aufrechtzuerhalten, und 
noch besser, ohne dies mit der eigenen Er-

wartung zu verknüpfen, dass das politische 
Gegenüber die eigene Meinung übernimmt. 
 
Anstelle gleich von Extremismus zu spre-
chen, wäre es besser, konkret zu sagen, was 
damit überhaupt gemeint ist. Ähnlich beim 
Begriff "Demokratie". Auch dieser Begriff 
passt in viele Kleider. Schließlich war die 
ehemalige DDR, heute als Unrechtsstaat be-
zeichnet, eine Demokratie, zumindest formal 
betrachtet. Wieviel Rechtsstaat haben wir 
heute noch in dem Deutschland der Gegen-
wart? Die Elle von der Frage der Legitimität-
von staatlichen Maßnahmen bis zu einem 
Unrechtsstaat fließend und so lang, etwa 
wie die Frage nach dem Sinn und Unsinn, ein 
kaum bestimmbares, politisches Spektrum 
in "RECHTS" oder "LINKS" einzuordnen. Al-
ternativ dazu, kann mit Inhalten deutlich 
gemacht werden, was mit der eigenen oder 
der Haltung anderer konkret gemeint ist. 
 
An welchem kritischen Punkt ist eine Einor-
dung etwa als „radikal“ oder „extrem“ wirk-
lich gerechtfertigt?  
 

Auch eine radikale (System)-Kritik darf nicht 
sofort gleichgesetzt werden mit einer 
rechtsextremen oder politisch radikalen Ein-
stellung. Affektiv wird angenommen, Regie-
rungs- und Systemkritik will die herrschende 
Demokratie abschaffen. Das zeugt von viel 
Vertrauen in die Regierung und in das politi-
sche System, wie es sich konkret darstellt. 
Eine andere Frage ist, ob dieses Vertrauen 
jeweils am konkreten Einzelfall gerechtfer-
tigt erscheint. Kann in diesem Zusammen-
hang gerade Regierungs- oder Systemkritik 
in einem demokratischen System, nicht da-
hingehend aufgefasst werden, die Ideale der 
Demokratie zu schützen, zu erhalten oder 
noch besser, der Zeit anzupassen?  
 
Die pauschale Bewertung einer regierungs-
kritischen Masse von Menschen als soge-
nannte „Neue Rechte“, kann eine solche Eti-
kettierung und Einordnung jenseits des 
Grundgesetzes kaum rechtfertigen, solange 
im gleichen Atemzug mit dieser Etikettie-
rung keine konkrete, belastbare Aussage 
verbunden ist.  Die Rechtfertigung einer Wer-
tung als "extrem" ergibt sich durch konkrete 
Aussagen oder eindeutiges Verhalten der 
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Mehrzahl von Anhängern einer Bewegung, 
und auch nur dann, wenn das tatsächlich ei-
ne auf Fakten basierende Gefahr für die 
Demokratie sichtbar werden sollte. Bloße 
Etikettierung reicht für eine ideologische 
Zuordnung genauso wenig aus, wie einige 
wenige Fahnen zwischen tausenden oder 
zehntausenden von Demonstrationsteil-
nehmern, ebenso bloße Einzelfälle. Hinzu 
kommt, das viele Einzelthemen weder in ei-
ne rechte, noch in eine linke Ecke passen, 
wenn zu einer subjektiven Meinung über ei-
ne bestimmte Sache die ideologische Posi-
tion fehlt. Dann zeigt sich gerade bei soge-
nannten „Neuen Rechten“, denn ‚RECHTS‘ 
und ‚LINKS‘stellt sich ohne inhaltlich konkre-
te Anknüpfungspunkte in der heutigen Zeit 
als ideologische Gemengelage dar. 
 
Sind etwa tatsächliche, totalitäre Tendenzen 
aus der sogenannten politischen Mitte nicht 
noch als viel gefährlicher einzuschätzen, als 
vergleichsweise die Aktivitäten selbst der 
tatsächlich extremen „Neuen Rechten", was 
und wer auch immer damit gemeint ist? Das 
ist deshalb möglich, weil die sogenannte po-
litische Mitte, sich mehr als stark von fi-
nanzstarken, partikularen Interessen beein-
flussen lässt oder sogar beeinflussen lassen 
muss, im Gegensatz zu Randgruppen der 
Gesellschaft. Die extreme politische Mitte 
ist systemimmanent davon entlastet, sich 
auch noch um Diskurshoheit zu kümmern. 
Und dennoch verteidigt die politische Mitte 
ihre Diskurshoheit mit Zähnen und Klauen, 
selbst wenn dabei das verfassungspoliti-
sche Terrain zur Disposition steht (vgl. Anne-
gret Kramp-Karrenbauer mit ihrer als Vorsitzen-
de der CDU entlarvenden Meinung zur Mei-
nungsfreiheit im Mai 2019, kurz vor der Europa-
wahl im Zusammenhang mit einem von privater 
Seite veröffentlichten Video, dem sogenannten 
Rezo-Video: "Die Zerstörung der CDU". Beson-
ders den Unionsparteien wirft "Rezo" vor: „zur 
immer weiter auseinanderklaffenden Schere 
zwischen Arm und Reich in Deutschland beizu-
tragen, den Klimawandel mit voranzutreiben und 
die USA unhinterfragt in ihren kriegerischen 

Auseinandersetzungen zu unterstützen.2) 

 
2
 vgl. Wikipedia, Ein politisches Web-Video, am 

18.05.2019 auf der Plattform "YouTube" veröffentlicht 
mit dem Titel: "Die Zerstörung der CDU", 

Analog auch das Vorgehen von Politik und 
Leitmedien  - Hand in Hand -  bei "anderen 
Meinungen", vor allem in den sogenannten 
Alternativ-Medien kontrovers diskutierten 
Themengebieten: Atommüll, Klimakatastro-
phe, Steuergerechtigkeit, 5G-Mobilfunk, Die-
sel-Abgas-Affäre, Corona-Maßnahmen, die 
geduldete und systematische Chemikalien- 
und Plastikvermüllung der Natur, offene Pri-
vilegierung bestimmter Gruppen, illegale 
Einwanderung, dargestellt als Migration 
oder im Asylrecht eingeordnet, Privatisie-
rung und Deregulierung staatl. Aufgaben; 
drastische staatliche Zwangsmaßnahmen 
wie die in der Corona- und aktuell in der 
Klimapolitik.  
 
Solange bei der Äußerung und Veröffentli-
chung von Meinungen Indikatoren wie 
Wahrheits- oder Alleinvertretungsanspruch, 
Ablehnung pluralistisch-demokratischer 
Systeme, Freund-Feind-Denken, das Ethos 
der rechtlichen Gleichheit aller Menschen, 
wie auch die in strafrechtlichen Tatbestän-
den kodifizierten politischen Straftaten kon-
kret nicht feststellbar sind, solange das Ziel 
nicht darin besteht, wie augenscheinlich die 
regierende, politische Mitte, ein diktatori-
sches, die persönliche Freiheit aufhebendes 
Regime oder zumindest eine solche Bedro-
hung durch ein derartiges Szenario, zumin-
dest in Kauf nimmt, kann aus dem Etikett 
„Rechtsradikal“ oder „Extremistisch“ schnell 
eine herabsetzende Zuschreibung und ein 
politischer Kampfbegriff werden. Ausgren-
zung von gegenläufigen politischen Positio-
nen aus dem demokratischen Meinungs-
spektrum und dem gesellschaftlichen Dis-
kurs ist die Folge. Dabei ergeben sich häufig 
deutliche Anzeichen einer Projektionsspra-
che bei den Produzenten der Ausgrenzung.  
 
Bei gesellschaftlicher Einübung von inhalt-
losen Herabsetzungen besteht die Gefahr, 
dass das Plural der Demokratie schließlich 
dauerhaft ausgeblendet, Minderheitspositi-
onen oder Regierungskritik tendenziell mit il-
legitimen politischen Zielsetzungen gleich-
gesetzt werden. Die Nutzung von Strategien, 
eine politische Meinung zu verbreiten, müs-

 
https://de.wikipedia.org/wiki/Die_Zerst%C3%B6rung_
der_CDU 

https://de.wikipedia.org/wiki/Unionsparteien
https://de.wikipedia.org/wiki/Soziale_Ungleichheit#Soziale_Ungleichheit_in_Deutschland
https://de.wikipedia.org/wiki/Soziale_Ungleichheit#Soziale_Ungleichheit_in_Deutschland
https://de.wikipedia.org/wiki/Globale_Erw%C3%A4rmung
https://de.wikipedia.org/wiki/Vereinigte_Staaten
https://de.wikipedia.org/wiki/Die_Zerst%C3%B6rung_der_CDU
https://de.wikipedia.org/wiki/Die_Zerst%C3%B6rung_der_CDU
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sen Demokraten hinnehmen und aushalten 
lernen, bis an die Grenze des Urheberrechts 
oder bis an die Grenze von Übertreibungen. 
Jeder hat ein Recht auf eine eigene Mei-
nung, aber keiner hat das Recht, alleinig eine 
Wahrheit zu beanspruchen, auch nicht die-
jenigen, die sich für die „Guten“ halten. Eine 
Gruppe oder ein Verein kann dennoch für 
sich selbst bestimmen, was toleriert wird 
und was nicht. Das könnte eine Gruppe oder 
Organisation mit einem veröffentlichten Be-
schluss klar herausstellen, um gegen etwai-
ge Etikettierung gewappnet sein, am besten 
mit Formulierungen, die vermeiden, schla-
fende Hunde zu wecken. Damit ist einerseits 
dem Prinzip der Toleranz gegenüber ande-
ren Meinungen und gegenüber verschiede-
nen politischen Auffassungen Genüge ge-
tan, andererseits auch dem Bekenntnis zu 
den eigenen Grundwerten, den Grundwerten 
innerhalb der eigenen Gruppe und gegen-
über einer freiheitlichen und rechtsstaatli-
chen Ordnung. 
 
Manche Regierungs- und Systemkritiker ver-
bieten sich selbst die Verwendung von be-
stimmten Begriffen. Sie fürchten um ihre 
seröse Reputation. So beispielsweise erlebt 
bei der Verwendung des Begriffs "Öko- bzw. 
Genozid". Dem gegenüber können solche, 
kaum aussprechbaren Folgen im Hinblick 
auf das globale Ausmaß von Umweltzerstö-
rungen, Umweltverseuchung doch nicht ein-
fach unter den Tisch gekehrt werden. Den-
noch wird vermieden, dies offen auszuspre-
chen und so auch zu publizieren. Für andere 
ist die Verwendung dieses Begriffs nichts 
weiter als eine plakative Meinungsäußerung, 
die eine Reaktion provozieren will. Wieder 
eine andere Sache ist, ob eine Gruppe bzw. 
Organisation oder ein Fachverband aus stra-
tegischen Gründen lieber auf die Verwen-
dung bestimmter Begriffe oder Schlagworte 
verzichtet, nur um keine Angriffsfläche zu 
bieten. Dies kann dann bis zum Phänomen 
der Selbstzensur reichen. 
 
Klar und bestimmt muss die Kritik umso 
mehr stattfinden, je weiter es sich das 
Staatswesen, sein Charakter, von seinen ei-
genen Idealen entfernt. Das ist der Fall, je 
mehr unser Staatswesen das sogenannte 
"Böse" im Staat duldet und gegen existenti-

elle Bedürfnisse (Menschen- und Grundrech-
te), womöglich noch mit direkter oder struk-
tureller Gewaltausübung durchsetzt, d.h. das 
dem Staat zugestandene Gewaltmonopol 
missbraucht.  
 
Die Fähigkeit, das sogenannte Gute oder 
Böse zu erkennen, ist den Menschen in ge-
wöhnlich die Wiege gelegt, jenseits von sub-
jektiven eigenen Interessen. Menschen tra-
gen naturgemäß sowohl das Gute als auch 
das Böse in sich. Wir alle stehen jeden Tag 
vor der Herausforderung, das eine vom an-
deren  - wertend -   zu unterscheiden. Wir 
entscheiden jeden täglich, ob wir den Weg in 
der einen oder anderen Richtung verfolgen. 
Hier passt das "LINKS-RECHTS"-Schema 
schon besser.  
 
Leichter haben es im Dickicht der vielen Er-
zählungen diejenigen, welche die Fähigkeit 
des Erkennens kultiviert haben. Denn es gibt 
in der sogenannten "Neuen Normalität" kei-
ne Wahrheit mehr und auch keine "Fake-
News". Es gibt nur noch Geschichten, die er-
zählt werden – Und wir müssen lernen, er-
kenntnisfähig zu bleiben, um diese Ge-
schichten verstehen und einordnen zu kön-
nen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


